
I C 136/06
Verkündet arn'1 1 .05.2005

(Passauer)
Justizangestellte als
Uftundsbeemtin der
Geschäflsstelle

RKELENZAIilTSGERICHT E

lm Namen des Volkes

Urteil
I n d6m einstweiligen Verfügungsverfehren

der WestEnergie und Vertehr GmbH & Co. KG, vartr. d. d. WestEnergie und
Verkehr Verwattungs GmbH, d. vertr. cl. GF Andreas Schwaöerg u. Mad«us Pallc,
M[lhlenstr. 30, 41 812 Erketenz,

Verf,igungsklägerin,

geg6n

Verfohrensbevollmächtlgter ;

VerfügungsboHagto,

Rechtsarmralt Dr. Meurcr, Meurerstraße g,

41836 Hückelhoren,

hat das Amtsgerieht Erkelenz

auf die mündliche Verhendlung vom 19. April2006
durch den Ricfrtsr am Amtsgericht Neugebauer
für Recht erkannt:

Der Verfügungsbeklagten wlrd aufgegeben, den mlt elnem Ausweis

vercehenen Beauftragte der Vefügungsklägerin Zutrltt zu dem I'laus

, zu gestatten und clie Einstellung der

Energieversorgung durch Sperrung des Gas- und Stromzählers r

zu dulden,

Für den Fall der Verweigerung cles Zutritts und des Widerstandes gegen die

Liefersperre werdon die ärvangswelse Öffnung des Hauses bary. der Wohnung



Az

durch den zuständlgen Gerichtsvollzieher und dle Elnstellung der

Enorgieversorpung In Gegenwart und unter Aufsicht des zustÄndlgen

Gc rlchtsvollzi eh crs angeod net.

Der Verfügungsbeklagten wird gostattet, die Vollziehung der Liefer,sperro

durch Sicherheitslelstung oder Hinterlegung in Höhe 'ron 1.E00,00 EtJR

abzuwendon. Oie Sicherheit kann auch durch die Vorlage einer
selbstschuldnorischen, unwlderruflichen und unbefristEten Bürgschaft eines im

I n land zur Voma h me von B a nkgoschäft en'algelasse nen lfteditlnstlüJtes

erbracht werden,

D[e Kosten dos einstweillgen Verfügungsverfahrens wetten der
Veffügu ngsbe klagten auferlegü.

Tatbestand
Dle Verfügungsktägarin versorgt die Verfügungsbeklagte mit Strorn- und Gas. Dem
Vertragsverhältnis llegen nach § 116 EnWG dle AVBEITV ba,rr. AVBGasv vom 21.
Juni 1979 zugrunde.

Mit Schrelbon vom 28. Oktober 2005 (Bl. 15 tr, d.A.) rechnete die Vefügungsklägerln
den Jahrewöbrauch. wobei sie eine Nachfoderung wn 1.160,91 EUR errechnete.
Zugloich frob sle die monatlichen Abschlegszahlungen von 437,07 EUR auf 507,00
EUR an, Mit Schreiben vom 29.12.2OOS hob sle emeut dle rnonatllclren
Abschlagszahlungen an und arvar auf 576,00 EUR.

Mit Schreiben vorn 1. Februar 2005 (Bl. 10 f, d,A.) erklärto die Veffügungsbeklagte,
sie bearreifele die Berechtlgung der Verfügungsklägerin, trOerhaupt dle Prelse
anzupassen, und behauptete ohne nähere Erläuterung, die Preisanhebungen seinen
unang€messen. ln einer Anlage zu diesom Schrelbon (Bl. 12 f. d.A,) berechnet sie
die nach ihrer Anslcht angemessanon ProisE und erechnet hteraus elne
Nachzahlung aus der Jahresverbrauchsebrechnung von 537,50 EUR und monatliche
Abschläge von 476,54 EUR. Sie kündigne damit femer an, den Rückstand aus der
Jahresverbrauchsabrechnung in monatliehen Raten bis September 2006
nachzuzahlen. DIe Verfügungsruägerin ließ diases Schreiben durch die NEW Eneryie

GmbH am 7. März 2006 beantworten (Bt. 7 ff. d.A.).
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Nachdem die Verfügungsbeklagte dle von der Verfügungsklägerin geitend

gemachten Beträgo auch nach einer Mahnung vom 25.02.2006 unter Androhung der

Einstellung der Encrgieveniorgung nicht zahlte, veßuchte dle Verfügungsklägerln am

15,03.2006, die Versorgung olnzustellen. Dio Verfügungsbeklagte venrelgefte lhr

Jeooctr d6n Zutrltt,

Die Verfügungsklägerin melnt, sle sel naeh § 33 A\/BEITV n*, § 33 AVBGasV zur
Versorgungseinstellung berechtigt. SiE bahauptat, nach ihren Tarlfen und den

berechtigtenveise berechneten Abschlagszah|ungen bestünden Zahlungsrückstände
per 30. Mäz 2006 ln Höhe von 1 .713,5? EUR. Sie ist der Ansicht, sc'tron deshlab zur
Versorgungseinstellung berechtigt zu seln, weildie Verfügungsbeklagte nicht einmal
die von lhr als berechtigrt anert(annten Zahlungen lelste.

Dle Verfügungstdägerln beantragt im Wege der etnstwelltgOn Verfügung,
1. Der Verfügungsbeklagten aufzugeben, den mit einem Auswois

versehenen Beauftragten der Verügungsklägerln Zutrltt zu dem Haus

zu gestanen urd die Einstellung
der Energieversorgung durch Sperrung des Gas. urrd Stromzätrlers (

)zu dulden.

2. Fur den Fall der VerweiEerung des Zutrttts und des W;ders(.1ndes

gegen dlo Lieferspere werden dle zwangswelse.Öfrnung des Hauses

bzr,v. der WohnunE durch den zuständlgen Gerlchtsvollzleher und die
Einstellung der Energieversorgung in Gegenwaft und unter Aubicht dEs

zuständ i gon Gericntsvo llziehcrs a nzuo rd nen.
Dle Verfügungsbelrtagte beantragt,

dio Anträge zurucxarweisen.

Unter Berufung auf ihre bereits erwähnte Zusammenstellung vom f . Februar 2006

melnt sie, es bestünden ledigllch Zahlungsrückstände von 403,09 EUR, Sie rneint,

diese seien nur geringfügig, Ferner dürfe die Verfügungsklägerin dle Versorgung
nlcht oinstollen, solange sie geltend mache. dass die von der Verftigungsklägertn
verlangten Praise unangemessen seien.

Hlnsichtlich aller Einzelheiten des Sach- und Streltstandes wird auf die zur
Gerichtsakte gereichten Schriftsätze der Parteien nebst Anlagen Bezr.rg genommen.
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Entschcldungsgründe
Der Antrag suf Edass elner einstweiligen Vertigung ist nach §§ 935, 940 ZPO

zulässig und begnindet, denn clie Verfügungsklägerln hat einen AnsPruch auf
Einsteltuns der Versorgung nach § 33 Absatz 2 AVBEIV bzw. AVBGaSV ebenso
glaubhaft gemacht, wie das Vortiegen eines Verfügungsgrund€s,

1. Auf das Rechtverträltnis der Parteien sind die AVBGasV und AVBEITV
anzuwenden, denn es handalt sich um einen Besandsvertrag für Tarifkunden, euf
den nach § I 16 EnWG 2005 dle bestehenden vorschn'ften auch weiter Anwendung
finden.

Dle Veffügungsklägerin ist nach § 33 Abs. 2 AVB.GasV baru. AVBEITV berechtlgt, dle
Versorgung der Verfügungsboklagten mit Gas und Strom elnzustellen und hiezu
Zutritt zur Wohnung zu artangen (§ 16 AVBGasV barv. AVBEITV). Die
Verfügungsbeklagte ist ihrer Zahtungspflicht trotz Mahnung nlcht nachnekommen.

a)Dle VefügunEsklägerin hat glaubhafi gemacht, dass ihr gegen die
verfügungsbeklagte zum S0. Märzzooe ein ZahtunEsansprucfi in Höhe von
1.713,57 EUR zustand. Sowelt die Verfügungsbcklagte hlargegen ohne näheng

Erläuterung einwendet, die Gaspreise der Verfügungsbekiagtan errtSprächen nicht
der Bllligkeit und seien dahcr nicht geschuldet, kann sle damit jedenfalls im
vorllegenden Vsrfahren keinen Erfolg haben.

Die VeffügungskläEerin hat nämlich tediglich glaubhafi zu machen, dass ihre
Forderung begründet ist. Eine Glaubhaftmachung im Sinne des § 234 :PO erfordert
dabei einen gogenübor der Beweisführung geringeran Überzeugungsgrad. Eine
Behauptung isi glaubhafl gemacht, wenn eine übprwiegonde Wahrschelnlichl<eit
dafÜr besteht, daes sie zutfifft (BGt{, Beschl. v. 11, soptember 2003, lx zB 37/03,
vnrnrr.Jurisweb.de Rn.E = BGHZ 156, 139 = 

pjyy 2003. 3556: BGH, Bescht. v. 20.
März 1996, Vlll ZB 7/9ts, NJW 1996, 1692, t682; Musielak-Huber, Zr.u,,, +. Aufl., §
294 Rn. 3; krhiseh: Zöller€reger, ZPO. 25. Aufl., § 294 Rn. 6;Jew. m,w.N.),
Ausgehend davon, dass die Vedügungsb€klagte die bis zrm 1.1.2005 von der
Verfügungsktägerin galtend gemachten Preise selberft)r angemessen häft, hat dio
VorfÜEungsklägerin durch Bezugnahme ad das von der Ver{ügungsbeklagten selber
voEelegte Schreiben der NEW Energie GmbH vom 7. Mäa 2006 atisrsichend
glaubhaft gemacht, ln dlesem Schreiben wird orläumr1 dass die Preissteigerung

noch unter der Erhöhung der Bozugspreiso liegt, welche die Verfügungsklägerin fär
den Einkauf von Erdgas bel lhrem Vorliefgranten aufirenden muss. Dles reicht
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jedenfalls im Rahmen d€r GlaubhEftmAchung aus, um dle Berechtigung aur

Anhebung der Gaspreise zu begninden (LG Hailbnonn, Uß vom 19, Jansur 2006, 6

S 16/05 Ab - nicht rechtskräftig, Seite 10 ff.). Es ltann

hler dahlnstehen, ob dies auch im Zahlungsprozoss ausreichenC is[ ln dem dlo

Verfrig un gs klä gerin nicht led iglloh ei ne ü be nriegende W ahrschei nliükeit g laubh aft

machen muss, sondern den Votlbeweis führen muss, dass ihre Tarife der Billlgkeit

entspreehen (so LG Heilhronn a.a.O.).

b) Aber selbst dann, wenn man zr Gunsten der Vorfügungsbeklagten entgegen der
hier vertratenen Anslcht die Darlegungen der Verftlgungsklägerin als nicht

ausreichend ansehen würde. hat die Verfügungsbeklegte ftilliga Zahlungspflichten
trotz Mahnung nicht erftillt. so dass selbst in diesem Falle eine

Veruorgungseinstellung nach § 33 AVBEITV barv. AVBGasV gereehttsttlgt lst. Naoh

lhrer eigenen AufstEllung schuldete sie aus der JahrcsveörauchsabrEchnung am 1,

Februar 2006 einen Betrag von 537,50 EUR und zum Schluss der mündlichen

Verhandlung noch 403,09 EUR, Dleser Betrag ist auch nicht so gerlng, dass elne

Versorgungseinstellung deshalb ausgeschlosse n wä rB, Sowett sich die
Verfügungsbeklagte hiozu auf des Urteil des Landgerichts Mönchcnglo.ibach vom 7.

November2005 (7 O it6l05) bezieht, lst derdiesem Ufteil zu Grunde liegende

Sachverhalt gleich aus einer Vielzahl von Gründcfl fiit dem hler zu

Entscheidenenden nicht vergleichbar; Auf das dort entschiedene Vatragsverhältnis
weren die AVBGasV nicht anwendbar, es ging vlElmehr um die Frage, ob nach § 30

EnWG 2005 eine Versorgungspflicht des Energieversrge,s besteht Daruber hinaus

ist aber in dem Urteil zutreffend von der Verfügungsbeklagten zitiert ausgeführt, dass

diese Voraussetzungen dann nicht vorliegBn, wenn der streit'rge Rückstand gering ist

und der Verbraucher erklärt, zur Leistung bereit zu soln, Das ist hler abergerade

nicht der Fall. Dio Vertügungsbeklagte tst nicht einmal bereit un.i ln dei Lage, den

unstreitigen Rücksland aus der Jahresrrerbrauchäurachnung 2005 zu zahlen. Dios

lässt ohne woiteros den Rücksohluss zu, dass sie erst Rccht nicht berelt und in der

Lage sein wird. lm Falle olner Verurtetlung im Zahlungsprozoss dan vollen glaubhaft

gemachton Zehlungsrückstand auszugloichon.

Ein vErhältnismäßig geringfügiger Rückstand liegt hier schon deshalb nlcht vor, woil

dis Ver'l'tigungsbekiagte ihn nicht in einer Summe zahlen lcann. Darübor hlnaus

bestohen aber auch orhobllche Zwelfel an der Zahlungsfähigkelt dor
Veffügungsbeklagten.

2. Dia Verfügungsbeklagrte hat derngegenüber auch nieht dagelegt, dass dio

Schwere der FolEen außer Verhältnis zur Schwere dcrZuwlderhandlung stehen
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würde und hinreichende Ausslcfrt besteht, dass sie ihren Verpflichtungen

nachkommen werde (s 33 Abs, 2 S. 2 AVBGasV/AVBEIIV). Abgesehen davon, dass

die Verfrjgungsbeklagte gar nicht dargelegt hat, welcho Häften gegebenanfalls mit

der Versorgungseinstellung verbunden wären, lst dle Zuwiderhandi-;g auch

erheblich. Die Verfügungsbeklagte sieht sich selber nur in der Lage, den von lht als

richtlg anerkannten Rest aus cter Jahresveörauchsabrechnung in acht Monatsraten

zu zaht€n, obwohl dieser mit Zusandung der Jahresverbrauchsabrcchnung ln elner

Summe fälllg gewesen wäro, Hinzu kommt, dass nach dem glaubhafi gemaehten

Sachvortrag der Verfügungsklägerin dieser ein Anspruch ln l{ohe von 1 .713,57 EUR

zusteht, der sich monattich infolge der Küaung der Absefilagszahlungan noch

erhöht, ohne dass eine berechtlgte Ausslcht der Verfügungsklägerin bestchen würde,

im Fatle eines Obsiegens im Zahlungsprczess auch tatsächlich dle bls dahin

aufgelaufenen Rückstände zu realisieren. Abgesehen davon, dass sieh hleraus

bereits orgibt, dass nicht zu e'warten ist, dass die Verfüsungsbeklagte kÜnftig ihren

Veftragspflichten nachkommt. ist es dor VorfuEungsklägerin nicht zualmuton, die

Verfügungsbeklagte weiter mit Energie zu beliefern, ohne Aussicht darauf zu habon,

cl ass ihrE berechtigten Za h I ungsa nsprüche befriedi$ werd en.

3. Die Voraussetzungen einer Versorgungseinstellung liegen daher vor. Allerdings ist

dem Sicherungsbedürfnls oer Verfugungsklägerin auch dann Rechnung getragen,

wenn die Verfügungsbeklagte für die behaupteten Rückstänrle Sicherheit lelstet,

denn es ist dann der Verfügungsklägerin zueumuten, lhre Zahlungsansprücho kn

Klagewege geltend zu machen, wenn sie nieht befürchten muss, troE elnes Titels mit

der Forderung auszrJfallen, Daher ist der Eingriff auf das efforderliche Maß zu

beschränken und der VerfrJgungsbeklagten nachzufassen, clieVollziehunE der

Ll eforspe ne d urc h S i ch erheits laistung a bzuwe nd e n.

4. Es liegt auch ein Verfügungsgrund vor, denn infolge das fortlaufenden Gas- und

Strombezuges erhöht slch der Zahlungsrückstand ständig. Da die

Verfügungsklägerin kraft Geselzas zur Versogung vepfllchtet is[ lst es ihr - arders

als zum Belspiel oinem Vormieter, der sich selne Mleter aussuchen kann - nicht

zuzumute n. el n Hau ptsacnevedah ren abzuwa fte n.

5. Dle Kostenentsche'xlung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO. Eine Entsdreldung zur

vorläufigen Vollstreckbarkeit ist entbehrlich, weil Urteile, die elne elnstweilige

Verfügung aussprechen, auch ohno gesonderten Ausspruch vorläufig vollstreckbar

slnd.
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6, Das Vo6ringen im nicht nachgolaagonen Schiftsau,vom g, Mal2006 rcchtfeffgt
keine Wiedereöffnun g de r münd llchen Verha nd lung.

StreFtwert 900,00 EUR

(Neugebauer)
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